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Sechste Novelle zum Soldatenversorgungsgesetz 
(Schriftlicher Bericht des Verteidigungsausschusses) 


A. Problem 

Mit der Einführung des Eingliederungsscheines haben sich 
einige kleinere Ungereimtheiten und Unbilligkeiten herausge- 
stellt. Zum Beispiel kann sich eine Summierung von Bezügen 
ergeben, die zusammen höher sind als das Einkommen aus dem 
aktiven Dienst. Auch kann die ausschließliche Verweisung auf 
den Eingliederungsschein Härten mit sich bringen. 


B. Lösung 

Entsprechende Harmoniserung des Soldatenversorgungsge- 
setzes. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Jährlich 2,6 Millionen DM. 
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Schriftlicher Beridit 
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(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Sechsten Gesetzes zur Änderung des Soldatenversorgungs- 
gesetzes 

— Drucksache Vl/936 — 


A. Bericht des Abgeordneten Haase (Kellinghusen) 


1. Allgemeines 

Der Bundestag hat den Gesetzentwurf in seiner 
Sitzung am 16. Juni 1970 in erster Lesung beraten 
und an den Verteidigungsausschuß federführend, 
den Innenausschuß mitberatend und den Haushalts- 
ausschuß nach § 96 GO überwiesen. 

Der Verteidigungsausschuß hat den Entwurf in 
seiner Sitzung am 23. September 1970, der Innen- 
ausschuß am 15. Oktober 1970 beraten. Der Haus- 
haltsausschuß wird seine Stellungnahme gesondert 
vorlegen. 

IL Grundsätzliches 

Der Gesetzentwurf sieht eine Reihe von Änderun- 
gen des Soldatenversorgungsgesetzes vor, die er- 
gänzend zu den auf Grund des Eingliederungsgeset- 
zes ab 1. Januar 1970 in Kraft tretenden Änderun- 
gen notwendig sind, um auch in besonders gelager- 
ten Einzelfällen eine reibungslose Eingliederung des 
Soldaten in den öffentlichen Dienst sicherzustellen. 
Insbesondere soll die ausschließliche Verweisung 
derjenigen Soldaten auf Zeit, die unmittelbar bei 
Beendigung des Dienstverhältnisses Beamte werden 
wollen, auf den Eingliederungsschein gelockert wer- 
den, wenn sie sich vor Inkrafttreten des Eingliede- 
rungsgesetzes verpflichtet haben. In Fällen, in denen 
sich die mit der Erteilung des Eingliederungsscheins 
verbundene Gewährung von Äusgleichsbezügen 


nicht als notwendig erweist, soll diesen Soldaten die 
Wahl des Zulassungsscheins ermöglicht werden und 
damit der Änspruch auf Ubergangsgebührnisse wie 
bisher erhalten bleiben. 

Der Äntrag des Verteidigungsausschusses, den 
Gesetzentwurf in der unter B bezeichneten Fassung 
anzunehmen, erfolgt in Übereinstimmung mit dem 
mitberatenden Innenausschuß. 


III. Im einzelnen 

Zur Bezeichnung des Gesetzes 

Das Gesetz wird die Bezeichnung „Fünftes Gesetz 
zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes" er- 
halten, wenn der Gesetzentwurf Drucksache VI/lO 
vorher nicht verabschiedet ist. 


Zu Artikel I Nr. 3 (§ 8 a Abs. 1 Satz 1) 

Diese vom Bundesrat vorgeschlagene und von der 
Bundesregierung übernommene Änderung hat der 
Verteidigungsausschuß in Übereinstimmung mit dem 
Innenausschuß gebilligt. Sie enthält eine Verdeut- 
lichung in der Formulierung und zugleich eine An- 
gleichung an den Wortlaut des § 9 Abs. 7 Satz 4 
des Ärbeitsplatzschutzgesetzes, wo ein ähnlicher 
Sachverhalt geregelt ist. 


Bonn, den 2. November 1970 


Haase (Kellinghusen) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, amter und wird er in den Vorbereitungsdienst 

eingestellt, so ist nach Erwerb der Befähigung 
1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/936 — mit für ^je Laufbahn die Anstellung um die Zeit 

der Maßgabe, daß in Artikel I Nr. 3 § 8 a Abs. 1 ües nach § 7 des Wehrpflichtgesetzes auf den 

Satz 1 folgende Fassung erhält: Grundwehrdienst anrechenbaren Wehrdienstes 

„Bewirbt sich ein Soldat auf Zeit oder ehemali- Soldat auf Zeit vorzuverlegen. , 

ger Soldat auf Zeit mit einer freiwilligen Ver- irn übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 

pflichtung für eine Dienstzeit von nicht mehr nehmen; 

als drei Jahren bis zum Ablauf von sechs Mo- 
naten nach Beendigung des Dienstverhältnis- 2. die zu diesem Gesetzentwurf vorliegenden Peti- 
ses als Soldat auf Zeit um Einstellung als Be- tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 2. November 1970 


Der Verteidigungsausschuß 

Dr. Zimmermann Haase (Kellinghusen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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